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lBG. Geset>;: Wiener Bczügegcsetz; Arulerung. 

25. 

Gesetz vom 26. Juni 1979, mit dem das Wie­
ner Bezügegesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

des da·mit verbundenen Aufwandes eine Entsdiä­
digung von 255 S. Dem Bezirksvorsteher und 
dem Bezirksvorsteher-Stel1vertreter gebührt diese 
Entschädigung nicht. 

(3) Dem Klubobmann (§ 61 a der Wiener 
Stadtverfassung) gebührt zum Bezug eine mo-

Artikel 1 natliche Zulage in der Höhe der zweifachen Ent-
Das Wiener Bezügegesetz, LGBI. für Wien sdiädigung gemäß Abs. 2. 

Nr. 411973, wird wie folgt geändert: (4) Der Bezug gemäß Abs. l und die Ent-
1. S 20 Abs. 3 hat zu lauten: sdiädigung gemäß Abs. 2 ändern sich im glei­

dien Zeitpunkt und im gleichen Prozentaus-
„(3) Besteht neben dem Anspruch auf Ver- maß wie der Bezug eines Mitgliedes des Land­

so~ngsbezug gemäß Abs. t. ein Ansprudi auf tages. Sich hiebei ergebende Restbeträge von 
H1nterbhebenenpension, .. ~interb.he~~nenrente1 weniger als 50 Groschen sind zu vernacbllissigen~ 
Versorgungsbezug oder a~nhche ?111.kunfte nach: Restbeträge von 50 Groschen und darüber sind 
d= v~rstoribenien (ehemoJ>gen) M1'ghed cler Laru- i auf volle Schillingbeträge aufzurunden." 
desreg1eru11g, so gebührt der Versorgungsbezug 
gemiiß Abs. 1 nur in dem Ausmaß~ um das die 
Summe dieser ndbert diem V ersorgw!>gllOOz.ug ge­
mäß Abs. 1 gebührenden Einkünfte hinter der 
Einkommensgrenze zuriid<bletbt. Die Einkom­
mensgrenze beträgt für die Witwe 60 v, H. 1 

für die Halbwaise 12 v. H. und für <lie Voll­
waise 30 v. H. des Bezuges gemäß § 16 Abs. 2. 
Einkünfte auf Grund einer freiwilligen Versiche­
rung, Weiter- oder Höherversicherung sowie 
Hilflosenzuschüsse und ähnliche Einkünfte sind 
nidit zu berücksichtigen. Für die Verglcichsbe­
red:mung sin.d die Bruttobeträge heranzuziehen.r' 

2. § 26 Abs. 3 hat zu lauten: 
„(3) Auf den Versorgungsbezug der Witwe 

und der Waise ist § 20 Abs. 3 sinngemäß mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle des 
Bezuges gemäß § 16 Abs. 2 der Bezug gemäß 
§ 24 Abs. 1 tritt." 

3. § 30 hat zu lauten: 
„§ 30. (1) Dem Mitglied der Bezirksvertretung 

gebührt .ein monatlicher Bezug. Der Bezug be-
trägt l 500 S. 1 

(2) Dem Mitglied der Bezirksvertretung gc- l 

4. § 33 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Der Bezug gemäß § l Abs. 1 und 2 
und § 30 Abs. 1 gebührt für den Monat, in 
dem dce im § 91 der Wiener Gemeindewahlord­
nung, LGB!. für Wien Nr. 1711964, festgelegte 
Frist abläuft oder die Berufung gemäß § 92 
Abs. 2 oder 3 der Wiener Gemeindewahlordnung 
erfolgt. Der Bezug gemäß § 1 Abs. 3 und 5, 
§ 11, § 22 Abs. 1 und § 28 sowie die Geld­
Üeisrnngen gemäß § 2, § 12 und § 22 Abs. 2 
gebühren für den Monat, in dem die Wahl 
erfolgt, der Bezug gemäß § 1 Abs. 4 und die 
Zulage gemäß § 30 Abs. 3 für den Mo8at. in 
dem die Me!dun,g g<'mä1~ § 16 a cd1or § 61 a 
P._bs. 2 der Wiener Stadtverfassung beim Bürger­
meister einlangt. n 

5. Im § 35 Abs. 4 haben die 
Ausnahme des irn § 30 Abs. 1 
M!tgJiedesu zu entfallen. 

Artikel II 

Worte „mit 
angeführten 

Dieses Gesetz tritt mit 1, J ull 1979 in Kraft. 

bührt für jeden halben Tag; an dem es zu Korn- ! Der Landeshauptm>lnn: 
missionen herangezogen wird, zur Abgeltung 1 Gratz 

Der Landesamtsdirektor: 

Bandion 

BtMttlkh lm Dtucksotter.'l'(r~ der St9dthaupt1:1os!1e, l, R.ath11.n1J. Stiege 7, Ho<'hpartrttc, und im Vn[t.g der O*r.rek~ Srn:Edtt!cketcl, 1(137 Wkri, 
Rennweg 12a, T~fofun 72 61 51-SS/295' (>der 327 D1.m!hW•bl, Verbu~ 2·50 S. 

Dru<i: der Osterreidiischen Staatsdruckerei 
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